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Nein zum Krieg – die Waffen nieder!
Fast acht Monate sind seit Putins brutalem Überfall auf die Ukraine vergangen, ein Ende dieses fürchter-
lichen Krieges ist nicht abzusehen. Im Gegenteil: In den letzten Tagen vor Redaktionsschluss eskalierte 
die Situation weiter, zahlreiche ukrainische Städte stehen unter Bombenhagel. Durch die völkerrechtswid-
rige Annexion der „Volksrepubliken“ und die Teilmobilmachung in Russland spitzte sich in den letzten 
Wochen die Situation weiter zu. Und immer häufiger wird über den Einsatz so genannter taktischer Atom-
waffen gesprochen. Diese „quer“ widmet sich dem Ukraine-Krieg, seinen Ursachen und seinen Folgen. 
Der Artikel „Schon wieder Krieg in Europa“ versucht 
die Hintergründe auszuleuchten und die Vorgeschich-
te aufzuarbeiten. Er beschreibt die Rolle der NATO, 
den Bürgerkrieg in der Ukraine und das leider weitge-
hend folgenlos gebliebene Minsker Abkommen – Er-
eignisse, die bei möglichen Friedensverhandlungen 
berücksichtigt werden müssten.
Millionen Menschen sind auf der Flucht – nicht nur aus 
der Ukraine, sondern auch aus anderen, meist musli-
mischen Ländern. In unserem Artikel (S. 4 und 5) be-
schreiben wir, wie unterschiedlich die Geflüchteten be-
handelt werden und welche Rolle dabei Herkunft, 
Hautfarbe und Religion spielen.
Der Zusammenhang zwischen Krieg und Klima (S. 6 
und 7) ist noch nicht so wirklich in unserem Bewusst-
sein angekommen. Aber: Militär ist teuer und schon 
seine Unterhaltung verstärkt die Klimakrise. Kriege 
vergiften das Klima auf Generationen hinaus und auf 
dem ganzen Erdball – das ist durchaus wörtlich zu 
nehmen. Fazit: Es braucht Frieden, um die ökologisch-

gesellschaftliche Transformation noch vor dem Welt-
untergang zu schaffen.
Welche Lösungsmöglichkeiten gibt es zur Beendigung 
dieses Krieges, wie können wir weitere Aufrüstung und 
Eskalation verhindern? Auf den Seiten 8 und 9 werden 
einige Initiativen vorgestellt.
„Feministische Außenpolitik“ (S. 10) greift einen Begriff 
auf, der zur Zeit fast inflationär gebraucht wird. Wir ver-
suchen eine Begriffsbestimmung!
Und dann stellen wir noch die ver.di-Initiative für einen 
heißen Herbst vor (S. 11). Es gibt Möglichkeiten, den 
Folgen von Kriegs-, Klima- und Energiekrisen hier bei 
uns entgegenzuwirken – durch Solidarität!

Wir haben uns für diese Ausgabe also einiges vorge-
nommen und es uns dabei nicht leicht gemacht. Sicher 
teilen nicht alle Leser*innen die Positionen, die wir in 
einzelnen Artikel beziehen. Wir freuen uns auf eine 
fruchtbare Diskussion – es darf gestritten werden!

Für die quer-Redaktion: Dagmar Fries

Ausgabe 3/2022
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Anfang Dezember 2014 veröffentlichten Politiker ver-
schiedener Parteien, darunter Herta Däubler-Gmelin, 
Roman Herzog und Burkhard Hirsch und zahlreiche 
andere Persönlichkeiten (z.B. der Wissenschaftler 
Ernst Ulrich von Weizsäcker) unter der Überschrift 
„Wieder Krieg in Europa? Nicht in unserem Namen!“ 
einen dringenden Appell an die Bundesregierung, „der 
unheilvollen Spirale aus Drohung und Gegendrohung 
endlich Einhalt gebieten“ und „die für Russland be-
drohlich wirkende Ausdehnung des Westens nach Os-
ten ohne gleichzeitige Vertiefung der Zusammenarbeit 
mit Moskau“ zu stoppen.1 

Was war dieser dringenden Warnung vorausgegan-
gen? Bei den Zwei-plus-Vier-Verhandlungen zur Ver-
einigung von BRD und DDR ist zwar nicht schriftlich 
festgehalten worden, dass es keine weitere NATO-
Osterweiterung geben würde. Aber sowohl Bundes-
außenminister Genscher als auch der US-Außenmi-
nister haben suggeriert, dass es keine Ausweitung der 
NATO in die Länder des ehemaligen Ostblocks geben 
würde, um die Zustimmung Russlands zum Vereini-
gungsprozess zu erlangen. Im Zwei-plus-Vier-Vertrag 
ist festgehalten, dass „in der zukünftigen Friedensord-
nung die Sicherheitsinteressen eines jeden beidseitig 
zu berücksichtigen“ seien. 

Ab Ende der 90er Jahre ging es dann ganz anders: 
Zuerst traten Polen, Tschechien und Ungarn der 
NATO bei, 2004 folgten Bulgarien, Estland, Lettland, 

Litauen, Rumänien, Slowakei und Slowenien, 2009 
Albanien und Kroatien. Außerdem wurde bereits beim 
Bukarester Gipfel 2008 erklärt: „Die NATO begrüßt 
die euro-atlantischen Bestrebungen der Ukraine und 
Georgiens, die dem Bündnis beitreten wollen. Wir ka-
men heute überein, dass diese Länder NATO-Mitglie-
der werden.“
Im gleichen Zeitraum wurden immer wieder Rüstungs-
kontrollabkommen durch die USA und/oder die NATO 
missachtet bzw. aufgekündigt (z.B. 2002 der ABM-Ver-
trag zur Begrenzung von antiballistischen Raketen-
abwehrsystemen und 2019 der INF-Vertrag über das 
Verbot nuklearer Mittelstreckenwaffen in Europa). 

Annalena Baerbock: „Für uns bedeutet Denken 
ohne Geländer:

Deutschland hat ein Sondervermögen von 100 Milliarden 
Euro aufgelegt, mit dem wir unsere Bundeswehr stärken 
wollen.
Wir haben seit Jahrzehnten bestehende Grundsätze bei 
Rüstungsexporten revidiert, sodass Deutschland mitt-
lerweile zu den stärksten militärischen und finanziellen 
Unterstützern der Ukraine zählt.
Und wir haben unseren Beitrag zur NATO ausgeweitet 
(…)
Die EU muss ein stärkerer sicherheitspolitischer Akteur 
werden, ihre Rüstungsindustrien müssen stärker mitein-
ander verbunden werden, und sie muss in der Lage sein, 
militärische Missionen durchzuführen, (...)“
https://www.auswaertiges-amt.de/de/newsroom/baer-
bock-den-transatlantischen-moment-nutzen/2545656 

Schon wieder Krieg mitten in Europa
Seit dem völkerrechtswidrigen Angriff Russlands auf die Ukraine am 23. Februar 2022 ist die Friedensbe-
wegung gegen diesen Krieg auf die Straße gegangen. Insbesondere die Ostermärsche standen unter dem 
Motto „Nein zum Krieg – Verhandeln statt Schießen!“ Schon wieder Krieg mitten in Europa – wie kam es 
dazu?

1https://www.dw.com/de/wieder-krieg-in-europa-nicht-in-un-
serem-namen/a-18116380
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Und seit dem Krieg in Jugoslawien 1999 sind 
NATO-Missionen ohne UN-Mandat zur Norma-
lität geworden („Wir führen keinen Krieg, aber 
wir sind aufgerufen, eine friedliche Lösung im 
Kosovo auch mit militärischen Mitteln durchzu-
setzen.“ Gerhard Schröder). Diese Praxis ging 
Hand in Hand mit einer schleichenden Entmach-
tung und Umgehung der Vereinten Nationen, die 
ihren vorläufigen Höhepunkt unter der Trump-
Administration fand.
In der Ukraine wurde 2010 die pro-westliche 
Regierung durch eine pro-russische Regierung 
abgelöst. Ende 2013 wurde die Unterzeichnung 
eines EU-Assoziierungsabkommens durch 
Russland verhindert. Die nun folgenden Euro-
Maidanproteste richteten sich zunächst gegen 
Korruption und Oligarchen, wurden aber schnell 
dominiert von nationalistischen Kräften. Bevor 
eine politische Lösung mit Neuwahlen erreicht 
werden konnte, kam es zum Umsturz. Die neue 
Regierung wurde umgehend vom Westen aner-
kannt. Russland reagierte mit einem Unabhän-
gigkeitsreferendum auf der Krim und der Inte- 
gration der Halbinsel in die russische Födera-
tion. Wesentlich dürfte hier das russische Inte-
resse am Schwarzmeerhafen Sewastopol ge-
wesen sein, er ist der zentrale Stützpunkt der 
russischen Schwarzmeerflotte.
In der Folge erklärten sich auch die Bezirke Do-
nezk und Luhansk nach informellen Referenden 
für unabhängig. Daraufhin begannen militäri-
sche Auseinandersetzungen zwischen der Uk-
raine und Separatisten.

Um den Bürgerkrieg zu beenden, wurde 2015 
unter der Ägide von Deutschland und Frank-
reich das Minsker Abkommen zwischen Russ-
land und der Ukraine unterzeichnet. Die Waffen-

stillstandsvereinbarung und die Errichtung einer 
lokalen Selbstverwaltung in den Bezirken sollte 
durch die OSZE überwacht werden; Deutsch-
land und Frankreich sollten in einem Aufsichts-
gremium mitwirken. Allerdings wurde die Umset-
zung des Abkommens von Anfang an von der 
Ukraine blockiert. In den nächsten Jahren star-
ben in dem Bürgerkrieg laut OSZE 14.000 Men-
schen. Da die Garantiemächte untätig blieben, 
plante die ukrainische Regierung jetzt (Dekret 
Nr. 117 24.3.2021) die Vorbereitung von Maß-
nahmen, um „die vorübergehende Besetzung“ 
der Krim und des Donbass zu beenden.

Im November 2021 unterzeichneten die USA 
und die Ukraine eine Charta der strategischen 
Partnerschaft, die u.a. den NATO-Beitritt der Uk-
raine und die Rückeroberung der Krim als Ziel 
formuliert. Versuche Russlands hingegen, noch 

zu einer vertraglichen Vereinbarung zu kom-
men, wurden von den USA und der NATO ohne 
Diskussion abgelehnt. Gleichzeitig nahmen laut 
OSZE die Angriffe der ukrainischen Armee auf 
die Donbass-Republiken massiv zu.
Diese Vorgeschichte dient keinesfalls zur Recht-
fertigung des russischen Angriffs. Doch dieser 
Hintergrund ist die Ausgangsbasis für Verhand-
lungen. Nur eine Lösung, die sowohl Garantien 
für die Ukraine als auch die Sicherheitsinteres-
sen Russlands mit einbezieht, kann tatsächlich 
Aussicht auf Erfolg haben.

Corinna Poll

„In der Außenpolitik ist es von grundlegender Be-
deutung, die Gründe der anderen Seite zu verste-
hen und einen Perspektivenwechsel vornehmen 
zu können. Man stelle sich folgenden hypotheti-
schen Sachverhalt vor: Lateinamerikanische 
Staaten wie Guatemala, Nikaragua, Costa Rica, 
Panama, Honduras und Mexiko wären Mitglied 
der Shanghaier Organisation für Zusammenarbeit 
(SOZ) geworden. China und Russland beanspru-
chen, in diesen Ländern schwere Waffen ein-
schließlich Atomwaffen zu installieren. In Kanada 
und Mexiko finden an den Grenzen zu den USA 
Manöver mit Beteiligung von russischen und chi-
nesischen Militäreinheiten statt. Wie würden die 
USA reagieren? Und genau dieses Szenario spielt 
sich derzeit ab, allerdings an der Grenze zu Russ-
land. Es ist nicht aus der Luft gegriffen, wenn die 
russische Regierung den Ukraine-Konflikt mit der 
Kubakrise 1962 vergleicht und damit die Gefahr 
einer militärischen Konfrontation mit den USA sig-
nalisiert.“

https://kommunisten.de/marx-linke/dokumente/
marxistische-linke-zum-ukraine-konflikt
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Mit Beginn des brutalen russischen Angriffskrie-
ges auf die Ukraine fliehen Millionen Menschen 
in die Nachbarländer und andere EU-Staaten. 
Seit die Europäische Union Anfang März die 
„Richtlinie über den vorübergehenden Schutz“ 
aktiviert hat, erhalten sie unkompliziert einen 
Aufenthaltsstatus, Sozialleistungen und eine Ar-
beitserlaubnis. Mittlerweile sind rund sechs Mil-
lionen Ukrainer*innen (Stand: Juli 2022) in an-
dere europäische Staaten geflüchtet, mehr als 
eine Million1 sind in Deutschland angekommen. 
Das ist die größte Fluchtbewegung in Europa 
seit dem zweiten Weltkrieg.
2015 kamen ca. eine Million Schutzsuchende in 
die EU, etwa ein Drittel davon aus Syrien. Einige 
EU-Mitglieder (Polen, Ungarn) verweigerten je-
doch jegliche Aufnahme. Damals wurde die EU-
Richtlinie nicht aktiviert. 
Vertreibung, Verfolgung, Folter, Bedrohung für 
Leib und Leben also – den Flüchtenden aus der 
Ukraune widerfährt ähnliches Leid wie 2015 – 
aber Europa reagiert anders. Heute öffnen EU-
Mitgliedsstaaten die Grenzen und gewähren un-
bürokratisch Schutz.
Die gegenwärtige solidarische Aufnahme-
bereitschaft macht eine Ungleichbehandlung 
geflüchteter Menschen durch die Europäische 
Union offensichtlich. 
1 SZ vom 12.10.2022

Hier wird mit zweierlei Maß gemessen – Euro-
pa zeigt den Menschen auf der Flucht zwei Ge-
sichter. Einerseits großzügige Aufnahme, an-
dererseits Gewalt und Repression. Pro Asyl 
stellt fest: „Im Unterschied zur Aufnahme der 
ukrainischen Schutzsuchenden wird anderen 
Flüchtlingen von vielen EU-Staaten der Zu-
gang verwehrt. Während z.B. die polnisch-uk-
rainischen Grenzübergänge für Schutzsuchende 
aus der Ukraine offenstehen, bleiben sie an der 
polnisch-belarussischen Grenze für die dort an-
kommenden Flüchtlinge aus Drittstaaten konse-
quent geschlossen. Die wenige Tausend Schutz-
suchenden, teilweise aus Afghanistan, Irak oder 
Syrien, die dort oft seit Monaten ausharren, wer-

den Opfer völkerrechtswidriger Zurückweisungen 
(Pushbacks). Brutale Gewaltanwendungen sind 
vielfach dokumentiert. Der Zugang zum Asylver-
fahren wird den Menschen verwehrt.“ 
Aber es gibt noch weitere Belege für Ungleich-
behandlung: Während die Menschen aus der 
Ukraine fliehen, gibt es dort derzeit immer noch 
EU-finanzierte Haftzentren, in denen Menschen 
aus Drittstaaten festgehalten werden und somit 
dem Krieg nicht entkommen können.2

Zudem ist die Situation derjenigen, die anderer 
Nationalität sind, die z.B.in der Ukraine studiert 
haben, sehr viel schwieriger. In den sozialen 
Netzwerken berichten Menschen unter Hash-
tags wie #AfricansinUkraine und #BlackInU-
kraine von der auffälligen Andersbehandlung 
Schwarzer Fliehender und anderer nicht-weißer 
Schutzsuchender an den europäischen Gren-
zen. Dass Schwarzen Menschen und People of 
Color auf der Flucht die Schutzwürdigkeit abge-
sprochen wird, ist schlicht offener Rassismus.
Auf dem Flüchtlingsgipfel am 11. Oktober stellte 
2 Der Spiegel, vom 4.4.2022

Menschen auf der Flucht
Über die ungleiche Behandlung von Menschen auf der Flucht

„Es gibt willkommene Geflüchtete in Deutschland. Sie kommen aus der Ukraine, haben zu-
meist weiße Haut, Deutschland öffnet ihnen Herz und Arbeitsmarkt, trotz Wirtschaftskrise. 
Und es gibt die anderen, oft aus muslimischen Ländern, ihre Haut ist meist dunkler. Sie wer-
den nach Kräften ferngehalten.“ (Constanze von Bullion)1

„Mit Inkrafttreten der EU-Aufnahmerichtlinie für 
ukrainische Schutzsuchende werden schwer-
wiegende Einschränkungen, denen Flüchtlinge 
normalerweise durch die EU-Dublin-III-Regelung 
ausgesetzt sind, aufgehoben. Dazu zählen die 
Auflage, den Asylantrag im EU-Land der Einrei-
se zu stellen und dort zu bleiben, der zwangs-
weise Aufenthalt in Elendslagern wie z.B. Moria, 
die Unterbringung in häufig isoliert gelegenen 
Erstaufnahmeeinrichtungen, soziale und me-
dizinische Schlechterstellung, versperrter bzw. 
eingeschränkter Zugang zu rechtlicher Beratung, 
Arbeit, Aus- bzw. Weiterbildung und Schule.“ 
https//www.asyl.net/schutzsuchende-ukraine

Die Internationale Organisation für Migration 
(IOM) zeigt sich alarmiert:  „Männer, Frauen und 
Kinder aus Dutzenden von Ländern, darunter Mi-
grant*innen und Studierende, die in der Ukraine 
leben, so die UN- Organisation, stehen vor akuten 
Herausforderungen, wenn sie versuchen, die vom 
Konflikt betroffenen Gebiete zu verlassen, die 
Grenzen zu den Nachbarländern zu überqueren 
und lebensrettende Hilfe zu suchen. IOM mahnt: 
»Nachbarstaaten müssen sicherstellen, dass alle 
Menschen, die aus der Ukraine fliehen, im Ein-
klang mit dem humanitären Völkerrecht ungehin-
derten Zugang zum Hoheitsgebiet erhalten.“
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Bundesinnenministerin Nancy Faeser zusam-
men mit Bayerns Innenminister Joachim Herr-
mann, derzeit Vorsitzender der Innenminister-
konferenz der Länder, (erneut) fest, dass „man 
Menschen aus der Ukraine weiter Schutz bieten 
werde, beim Zuzug von Asylsuchenden aus an-
deren Ländern, die über die Balkanroute oder 
das Mittelmeer nach Deutschland kämen, aber 
engere Grenzen ziehen werde“.3

Bayerns Innenminister Joachim Herrmann er-
klärte bereits im September: Das Problem ist 
nicht vorrangig der Zuzug ukrainischer Kriegs-
flüchtlinge, sondern „dass wir seit einiger Zeit 
mit deutlich steigenden Asylbewerberzahlen zu 
kämpfen haben“.4 Gemeint sind Schutzsuchen-
3 Frankfurter Rundschau vom 12.10.2022
4 SZ vom 22.9.2022

de vor allem aus Ländern wie Syrien, Afghanis-
tan, dem Irak und der Türkei. 
Und noch eines macht der Flüchtlingsgipfel 
deutlich: Wieder mal werden die Grenzkontrol-
len zwischen Bayern und Österreich verlängert, 
werden Österreich und Tschechien aufgefordert, 
die Grenzen zur Slowakei zu kontrollieren – 
obwohl der Europäische Gerichtshof solche 
Kontrollen ablehnt. Klar ist, auf welche Gruppen 
von Geflüchteten diese Maßnahme abzielt: auf 
die Menschen aus dem Süden, die vor Elend, 
Krieg und Verfolgung flüchten und für die das 
Asylrecht eigentlich gemacht ist.

Sicher, es wird viel Kraft und auch Geld kos-
ten, die geflüchteten Menschen unterzubringen. 
Aber wir brauchen eine Aufnahmepolitik, die Ge-
flüchtete willkommen heißt und ihnen nach kur-
zer Registrierung schnellstmöglich eine gleich-
berechtigte gesellschaftliche Teilhabe (Wohnen, 
Arbeiten, Kultur) ermöglicht. Ja, die Solidarität 
mit Geflüchteten aus der Ukraine ist beeindru-
ckend – aber Solidarität darf nicht von Hautfarbe 
und Kulturkreis abhängen! 

Dagmar Fries

Die polnische Rechtsanwältin Marta Górczyńska 
zur Situation an der polnisch-belarussischen 
Grenze: 
«Die Menschen haben kein Dach über dem Kopf, 
nichts zu essen, keine warme Kleidung. Frauen er-
leben dort draußen Fehlgeburten. Polen verwehrt 
den Schutzsuchenden trotz Aufforderung des 
Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte 
jedwede medizinische und humanitäre Hilfe. Men-
schen sterben. Nicht weil wir keine Möglichkeiten 
hätten, sie zu retten. Sondern weil wir, weil Euro-
pa, sie sterben lässt. Es ist ein Albtraum.« 

Rassistische Berichterstattung
Auch in einigen deutschen Medien werden Geflüch-
tete verschiedener Weltregionen in ihrem Bedarf an 
Schutz gegeneinander ausgespielt, eine Berechti-
gung zur Flucht wird einigen zu-, anderen abgespro-
chen. Bei hart aber fair etwa fragte Frank Plasberg, 
ob die Willkommenskultur, die es auch 2015 anfangs 
gegeben hatte, nun länger halten würde, „einfach 
auch, weil es Menschen sind, die unserem Kultur-
kreis näher sind“. (...)
Quelle: „Die Kreiszeitung“ vom 8.3.2022

(...) CBS-Berichterstatter Charlie D‘Agata hatte zum 
Beispiel on air gesagt: „Das hier ist, mit Verlaub, kein 
Ort wie Irak oder Afghanistan, wo die Konflikte seit 
Jahrzehnten toben. Das ist eine relativ zivilisierte, 
relativ europäische Stadt, (...), in der man nicht er-
wartet, dass so etwas vorkommt und nicht hofft, dass 
sich so etwas ereignet.“ Daniel Hannan vom briti-
schen „The Telegraph“ schrieb: „Die scheinen uns so 
ähnlich. Das macht es so bestürzend. Krieg ist nicht 
länger etwas, das nur ärmliche und abgelegene Ge-
biete berührt. Es kann jedem passieren.“
Quelle: Peter Jungblut im BR am 5.3.2022

Graffiti 
gesehen in 
München
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„Krieg bringt Tod und Zerstörung – auch für die 
Umwelt und das Klima“ (Angelika Claußen1). 
Doch in der aktuellen Diskussion um milliarden-
schwere Aufrüstung und Waffenlieferungen 
spielen die fatalen ökologischen Folgen kaum 
eine Rolle. Dabei verursacht allein schon die 
Unterhaltung von Armeen und Stützpunkten ei-
nen gigantischen globalen Ausstoß an Treib-
hausgasen (CO2-Emissionen), den Militärübun-
gen und Kriegshandlungen noch weiter verstär-
ken. Militärgeräte funktionieren nur mit fossilen 
Brennstoffen (Erdöl), auch wenn die Nato „kli-
maneutrale“ Kriege anpeilt. Untersuchungen 
zeigen, dass z.B. für die 566.000 Gebäude des 
US-Verteidigungsministeriums allein schon 40% 
der fossilen Brennstoffe „verpulvert“ werden. 
Das ist mehr, als Länder wie Schweden oder 
Portugal insgesamt verbrauchen. Die enormen 
Emissionen durch militärische Einrichtungen 
und Aktivitäten tragen beträchtlich zur Erder-
wärmung bei, die zu extremen Wetterereignis-
sen (Dürren, Überschwemmungen) führt. Aller-
dings lassen sich keine genauen Daten erhe-
ben, da sich die meisten Länder, auch Deutsch-
land, nicht zu Transparenz verpflichtet fühlen 
und – aus Gründen der „nationalen Sicherheit“ 
– keine Zahlen veröffentlichen: So finden sich 
1 Dr. Angelika Claußen ist Vorsitzende der 
deutschen Sektion der IPPNW (Internationale Ärzte 
für die Verhütung des Atomkriegs, Ärzte in sozialer 
Verantwortung e.V.) mit ca. 8.000 Mitgliedern

nur versteckt Angaben zu Treibhausgas-Emis-
sionen: etwa der Luftwaffe unter „Ziviler Flugver-
kehr“, von Rüstungsfirmen unter „Industriepro-
duktion“ oder Militärbasen unter „Öffentliche 
Einrichtungen und Gebäude“ (Stuart Parkin-
son2). Dass der militärische „CO2-Stiefelab-
druck“ (Claußen) auch bei internationalen Ab-
kommen gezielt ausgeklammert wird, erschwert 
jede kritische Analyse und verhindert effektive 
Klimaschutz-Strategien.

Kriege vergiften das Klima
Das ist wörtlich und im übertragenen Sinne ge-
meint. Durch Militärübungen und Kriege werden 
die Lebensräume von Menschen und Tieren 
großflächig verwüstet. Wenn Ölfelder und Che-
miefabriken (wie im Irak- und Jugoslawienkrieg) 
bombardiert werden und brennen, verschmut-
zen die freigesetzten giftigen Schadstoffe nicht 
nur die Luft, sondern lagern sich im Boden ab 
und verseuchen das Grundwasser. Und zwar 
langfristig, wie Bodenproben oder auch Landmi-
nen und anderer Kriegsmüll in Gewässern zei-
gen. Zudem leiden noch immer Millionen Men-
schen an Langzeitschäden durch atomare Ver-
strahlung (z.B. in Japan) oder krebserregende 
Chemiewaffen (z.B. in Vietnam). Trotzdem wird 
die Eskalation zum Atomkrieg im aktuellen 
Ukrainekrieg nicht mit allen Mitteln unterbunden. 
2 Mitglied der Scientists for Global Responsibility 
(SGR): www.sgr.org.uk

Auch das „soziale“ Klima erhitzt sich zusehends. 
Die von Olaf Scholz angekündigte „Zeitenwen-
de“ wird richtig teuer. Durch das „100-Milliarden-
Sondervermögen“ und die jährliche Steigerung 
des Militärhaushalts um 2% des Bruttoinlands-
produkts wird Deutschland in wenigen Jahren 
zur drittstärksten Militärmacht hochgerüstet. 
Noch gar nicht berücksichtigt sind die 35 F-
35-Tarnkappenbomber zum Stückpreis von 100 
Millionen Euro, die die damalige Verteidigungs-
ministerin Ursula von der Leyen für die Bundes-
wehr geordert hat (und an deren Lieferung die 
Ampelkoalition festhält). Jedes dieser Kampf-
flugzeuge produziert mit einer einzigen Tankfül-
lung einen stärkeren CO2-Ausstoß (ca. 28 Ton-
nen) als jeder Bundesbürger pro Jahr (11,2 Ton-
nen). Schon 2018 verbrauchten die Eurofighter 
der Bundeswehr so viel Treibstoff, dass 9 Millio-
nen Bäume nötig wären, um die freigesetzte 
Menge an CO2 zu speichern.

Und wer zahlt die horrenden Kosten? Wären In-
vestitionen in eine lebenswerte Zukunft und er-

Krieg und Klima
Der Krieg in der Ukraine dominiert seit Monaten Politik und Berichterstattung. Aber droht 
nicht längst eine weltweite Klimakatastrophe, deren Bekämpfung sich nicht vertagen lässt? 
Die einfach aus dem Bewusstsein verschwunden ist, obwohl Kriege und Klimakrisen 
zusammenhängen? 

© Michael Bührke, pixelio.de
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neuerbare Energien nicht sinnvoller als aufzu-
rüsten? Sorgt dieses System denn wirklich für 
mehr Sicherheit auf der Welt? Oder sind nicht 
vielmehr neue Kriege im Verteilungskampf um 
Rohstoffe zu befürchten, die in einer globalen 
Klimakatastrophe münden und die Erde unbe-
wohnbar machen?

Weltweite Auswirkungen
Die Leidtragenden von Kriegen und Klimakata-
strophen sind Menschen, die am wenigsten 
dazu beitragen. Das betrifft vor allem Menschen 
im „globalen Süden“, die oft auf sich gestellt 
sind, wenn Dürren, Waldbrände, Stürme und 
Überschwemmungen ihre Lebensgrundlage 
zerstören. Dass sie verhungern oder in Nach-
barländer flüchten müssen, um sich zu retten, 
bleibt in den „westlichen“ Ländern bis auf kurze 
Notizen und Spendenaufrufe weitgehend unbe-
achtet. Der Ukrainekrieg hat die weltweite Er-
nährungskrise noch verschärft. Aufgrund der 
westlichen Sanktionen gegen Russland konnten 

nicht genügend Düngemittel exportiert werden. 
Das wird sich zukünftig in drastischen Ernteein-
bußen und Lebensmittelknappheit in den ärme-
ren Ländern (z.B. in Afrika) niederschlagen, 
warnte UN-Generalsekretär Antonio Guterres. 
Doch all seine Appelle, der Sicherung der globa-
len Nahrungsmittelversorgung Vorrang vor dem 
Machtkampf der NATO mit Russland einzuräu-
men, verhallten ungehört. Jegliche westliche 
Verantwortung für die Hungerkrise wurde von 
führenden Politikern wie Joe Biden und Olaf 
Scholz abgestritten.3 

Feministischer Blick
Frauen sind in vielen Gesellschaften stärker von 
den Folgen des Klimawandels betroffen. Denn 
sie haben meist einen geringeren Sozialstatus 
sowie weniger wirtschaftliche und politische 
Macht als Männer – und sind auf den häuslichen 
Bereich oder Arbeit in der Landwirtschaft be-
schränkt. Ihre Benachteiligung macht sich be-
sonders bemerkbar, wenn sie die Familie allein 
versorgen müssen, ohne rechtlich als Haus-
haltsvorstand zu gelten. Oft schaffen sie es nicht 
einmal, Verteilerstellen für Wasser, Lebensmittel 
und Hilfsgüter zu erreichen.4 Die Verletzlichkeit 
von Frauen zeigt auch der Bericht einer Hebam-
me in der BBC-Frauensendung5: Die sintflutarti-
ge Überschwemmung in Pakistan im August 
und September setzte 50 Dörfer unter Wasser 
und vernichtete Ernten, Vieh und Häuser. 
Schnell breiteten sich Krankheiten wie Cholera 
und Dengue-Fieber unter den 33 Millionen Flut-
3 “Die Hungermacher”, German Foreign Policy 
22.9.2022
4 “Feminismus und Klimakrise”, Fridays for Future 
Hannover: 2021
5 Woman‘s Hour, 16.9.2022

opfern aus. Mindestens 650.000 Schwangere 
standen plötzlich ohne ärztliche Betreuung da 
und mussten im Boot oder Lager gebären. Nur 
ein kleines Team von 40 Freiwilligen bemühte 
sich, sie möglichst rasch mit Trinkwasser, Bin-
den und sauberen Instrumenten für die Nabel-
schnurdurchtrennung zu versorgen. Doch Angst 
um ihre Sicherheit und vor der Ansteckungsge-
fahr in den unhygienischen Verhältnisse ließ die 
Frauen nachts nicht schlafen und beeinträchtig-
te ihre Stillfähigkeit. Das verschlechterte wieder-
um die Überlebenschancen der Neugeborenen.

Fazit
Obwohl von Naturkatastrophen gesprochen 
wird, sind sie menschengemacht. Militär und 
Rüstungsindustrie gehören zu den größten 
Klimasündern, auch wenn nationale Regierungen 
und der Weltklimarat dies systematisch 
ausblenden. Nur mit vereinten Anstrengungen 
um Friedensverhandlungen und internationale 
Abrüstungsverträge lässt sich das Klimaziel 
(Begrenzung der weiteren Erderwärmung auf 
1,5 Grad) noch erreichen. Dazu ist aber ein 
radikales Umdenken erforderlich, das die 
Menschen im globalen Süden gleichberechtigt 
einbezieht. 

Quellen: 
Angelika Claußen: Klimakiller Krieg. Wirtschaft 
und Ökologie 13.07.2022. 
Informationsblatt „Risiken und Nebenwirkungen 
von Militär und Krieg“ der deutschen Sektion 
der IPPNW. 3. Auflage 2022 (www.ippnw.de/bit/
militaerundkrieg) 
Website von Global Citizen: Stichworte „war 
and climate change“

Walburga Rempe© Versonnen, pixelio.de
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Der Bundesausschuss Friedensratschlag und 
die Kooperation für den Frieden hatten für den 
1. Oktober bundesweit zu Aktionen unter dem 
Motto „Keinen Euro für Krieg und Zerstörung! 
Statt dessen Milliarden für eine soziale, ge-
rechte und ökologische Friedenspolitik! Stoppt 
den Krieg! Verhandeln statt Schießen!“ aufge-
rufen. Gefordert wurden ein Waffenstillstand 
und Verhandlungen, gegen-
seitige Sicherheitsgarantien 
zwischen Russland und der 
NATO unter Berücksichtigung 
der Sicherheitsinteressen der 
Ukraine, internationale Koope-
ration in Europa und weltweit 
als Grundlage für eine Politik 
der gemeinsamen Sicherheit 
und zur notwendigen Bekämp-
fung der Klimakatastrophe und 
der Armut sowie ein Stopp der 
Wirtschafts- und Finanzblockaden. Außerdem 
wandte sich der Aufruf dagegen, dass jährlich 
2% des Bruttoinlandsprodukts in den Rüstungs-
haushalt fließen, und forderte eine Umwidmung 
des 100 Milliarden Sondervermögens in ein In-
vestitionsprogramm für Soziales, Umwelt, Ge-
sundheit und Bildung.

Waffenlieferungen?
Nach dem Angriff Russlands auf die Ukraine ha-
ben die NATO-Staaten Waffenlieferungen an die 
Ukraine zu Verteidigungszwecken propagiert. 
Dabei wurde zumindest vorgegeben, keine An-

griffsmittel wie z.B. Panzer zu liefern, um nicht 
offen in den Krieg einzutreten. Mittlerweile for-
dert nicht nur Ursula von der Leyen die Liefe-
rung von Kampfpanzern, auch Annalena Baer-
bock vertritt offensiv die Entscheidung, nun auch 
schwere Waffen zu liefern. Die NATO-Staaten 
sind de facto Kriegspartei. Aber: Waffenlieferun-
gen werden diesen Krieg weiter verlängern und 

intensivieren.
Bereits Ende April hat sich ein 
Kreis von Persönlichkeiten aus 
Wissenschaft, Politik, Kultur 
und anderen Bereichen der Zi-
vilgesellschaft in einem offenen 
Brief an den Kanzler gewandt: 
„Wir alle verurteilen zutiefst 
diesen durch nichts zu recht-
fertigenden Krieg Russlands 
in der Ukraine. Uns eint, dass 
wir gemeinsam vor einer unbe-

herrschbaren Ausweitung des Krieges mit unab-
sehbaren Folgen für die gesamte Welt warnen 
und uns gegen eine Verlängerung des Krieges 
und Blutvergießens mit Waffenlieferungen ein-
setzen.“ (http://www.ukraine-deeskalation-jetzt.
de/index.html).

Embargo?
Ganz gleich, ob man Wirtschaftssanktionen ge-
gen Russland gutheißt oder nicht: Tatsache ist, 
dass es nicht funktioniert. Infolge des Boykotts 
steigen die Preise für fossile Energieträger, was 
die Inflation anheizt und insbesondere die Ver-

braucher*innen trifft. Zudem sind immer mehr 
Staaten darauf angewiesen, Gas und Öl in Russ-
land (wo es etwas billiger ist als auf dem Welt-
markt) zu kaufen. Der Effekt ist, dass Russland 
zwar etwas weniger Öl und Gas verkauft, damit 
unterm Strich aber mehr einnimmt. Wirtschafts-
blockaden treffen in allererster Linie diejenigen, 
die ohnehin ums Überleben kämpfen – nicht nur 
im sanktionierten Land, sondern weltweit. Nach 
UN-Angaben ist das Leben von Millionen Men-
schen durch Hungersnöte gefährdet. Dement-
sprechend wächst die Zahl der Länder, die nicht 
(mehr) bereit sind, sich an den Sanktionen zu 
beteiligen.

Verhandlungen!
Ende März hatte die Ukraine konkrete Vorschlä-
ge für Friedensgespräche gemacht: Sie wollte 
Garantien für ihre Sicherheit und bot dafür ei-
nen neutralen, nuklearwaffenfreien Status ihres 
Staates an (10-Punkte-Plan von Istanbul). Im 
April wurden diese Vorschläge auf Betreiben 

Stoppt den Krieg! 
Verhandeln statt Schießen!

   © Stihl024 pixelio.de

© Rudolpho Duba pixelio.de
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insbesondere der britischen Regierung ad acta 
gelegt, allerdings gab es im Mai noch einmal 
einen Vorstoß des italienischen Außenministers, 
der ähnlich aussah und die UN, die EU und die 
OSZE in die Verhandlungen einbinden woll-
te. Im Juni schließlich legte eine internationale 
Arbeitsgruppe, die auf Einladung des Vatikans 
zusammengekommen war, auf Grundlage des 
10-Punkte-Plans einen Vorschlag vor. Auch Me-
xikos Präsident Andrés Manuel López Obrador 
hat die UNO gebeten, ein „Komitee für Dialog 
und Frieden“ einzusetzen und neben Staatsprä-
sidenten und UN-Vertretern auch den Papst ein-
zubeziehen. (Eine gute Zusammenfassung der 
meisten Konzepte findet sich unter ippnw.de/bit/
waffenstillstand.)

Großmachtkämpfe auf dem Rücken 
der Ukraine

Spätestens seit dem G7-Gipfel in Elmau und 
dem NATO-Gipfel in Madrid ist keine Rede mehr 
von Verhandlungen, die NATO-Staaten gehen 
von einem langandauernden Krieg aus mit dem 
Ziel einer massiven Schwächung Russlands. 
Und Selenskyi verkündet auf Twitter: „Wir gehen 
nur in eine Richtung, nämlich in die des Sieges.“ 
Nicht nur Putin droht mit einer weiteren Eskala-
tion des  Krieges, auch Teile der NATO ziehen 
offen den Einsatz atomarer Waffen in Betracht – 
Liz Truss hat dies ja mehr als deutlich gemacht, 
als sie erklärte, dass sie keinen Moment zögern 
würde, das britische Atomwaffenarsenal einzu-
setzen. Doch „in einem Atomkrieg gibt es kei-
ne Gewinner. Bereits ein einziger Sprengkopf in 
einer Großstadt würde zu über 100.000 Toten, 
über einer Million Verletzten und weiträumiger 
Verstrahlung führen. Die gesundheitlichen Fol-
gen eines Atomwaffeneinsatzes sind katastro-

phal und medizinisch nicht beherrschbar (...). Die 
USA und Russland verfügen derzeit gemeinsam 
über mehr als 3.500 einsatzbereite Atomwaffen. 
In einem Atomkrieg zwischen Russland und der 
NATO mit dem Einsatz von vielen Atomwaffen 
wäre die ganze Welt betroffen ...“ (IPPNW-Ap-
pell* zum Ukrainekrieg, https://www.ippnw.de)

Zeitenwende: Aufrüstungspolitik
Es geht längst nicht mehr nur um die Frage, wel-
che Waffen an die Ukraine geliefert werden. Mit 
dem 100 Mrd. Rüstungsprogramm und der Ver-
pflichtung, 2% des BIP in den Rüstungshaushalt 
zu stecken, wird in der BRD ebenso wie in den 
übrigen NATO-Staaten ein Aufrüstungs- und mi-

litärisches Modernisierungsprogramm vorange-
trieben. „Die Folie des Krieges zu nutzen, um 
ökonomische Profite durchzusetzen, die Hemm-
schwelle zur Verschuldung zu senken und sich 
mit lang laufenden Lieferverträgen dauerhaft in 
die Gewinnzone zu kapitulieren, hat nichts mit 
aufrechter Solidarität mit der Ukraine zu tun. 
Nach Jahren, in denen die öffentlichen Debatten 
über die Rüstungsindustrie kritisch waren und 
sich Banken wie Fondsgesellschaften aus der 
Finanzierung der Rüstungsindustrie zurückge-
zogen haben, ist nun ein Umschwung zu beob-
achten.“ (Siehe dazu auch die aktuelle Ausgabe 
des Magazins „Ausdruck“ der Informationsstelle 
Militarisierung mit dem Schwerpunkt „Rüstung“: 
https://www.imi-online.de)

Auf die Straße gegen den Krieg!
Die Aktionen am 1. Oktober waren ein Auftakt, 
aber wir brauchen eine viel größere Bewegung 
für Verhandlungen zur Beendigung dieses Krie-
ges und gegen weitere Aufrüstung und Eskala-
tion. In der Berichterstattung wurde vielfach ver-
sucht, die Demonstrationen in die rechte Ecke 
zu stellen. Dagegen müssen wir klar machen, 
dass eine Friedens- und antimilitaristische Be-
wegung und die diversen rechten Versuche nati-
onalistischer Stimmungsmache ein Widerspruch 
in sich sind. Die Forderungen nach Verhandlun-
gen, Abrüstung und Investitionen in soziale Um-
verteilung sind notwendig, damit die Menschen 
wieder eine Perspektive haben – in der Ukraine, 
in Russland, hier bei uns und weltweit.

Corinna Poll
*IPPNW = Abkürzung für International Physicians for 
the Prevention of Nuclear War, IPPNW Deutschland 
– Internationale Ärzte für die Verhütung des Atom-
krieges, Ärzte in sozialer Verantwortung e.V.

Käthe Kollwitz, Mutter mit ihrem toten Sohn
© Rafael Rodrigues Camargo, Wikimedia Commons
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Auch Deutschland hat sich die Feministische 
Außenpolitik auf die Fahnen geschrieben. Wört-
lich steht im Koalitionsvertrag 2021–2025 der 
Ampelkoalition: „Gemeinsam mit unseren Part-
nern wollen wir im Sinne einer Feminist Foreign 
Policy Rechte, Ressourcen und Repräsentanz 
von Frauen und Mädchen weltweit stärken und 
gesellschaftliche Diversität fördern.“ Das Aus-
wärtige Amt schreibt dazu: „Feministische Au-
ßenpolitik basiert auf der Überzeugung, dass 
Geschlechtergerechtigkeit und gleichberech-
tigte Teilhabe Voraussetzung für nachhaltigen 
Frieden und Sicherheit in der Welt sind.“

Die Tradition Feministischer Außenpolitik reicht 
mindestens bis ins Jahr 1915 zurück. Beim 
Internationalen Frauenkongress in Den Haag 
forderten die rund 1.200 Teilnehmerinnen aus 
zwölf Nationen nicht nur ein Ende des Ersten 
Weltkriegs, sondern demokratische Rechte für 
alle Völker und für beide Geschlechter, Abrüs-
tung und einen internationalen Gerichtshof. 

Bemerkenswert ist, dass dieser Kongress mit-
ten im Krieg stattfand. Die Frauen kamen nicht 
nur aus neutralen, sondern auch aus den kriegs-
führenden Nationen. Nötig war diese Frauenfrie-
denskonferenz, da zwar bereits 1899 und 1907 
in Den Haag Friedenskonferenzen stattfanden 
aber Frauen nur auf der Tribüne Platz nehmen 
durften und kein Rederecht hatten. Häme und 
Spott wurden den Frauen damals entgegenge-
bracht. Der französische Figaro schrieb: „Über-
lasst den Frieden denjenigen, die Krieg führen.“ 
Die Rheinisch-Westfälische Zeitung schrieb ge-
ringschätzend: „Das Geschwätz von ein paar 
‚entwickelten“ Damen ist heute selbst im ‚be-
rühmten‘ Friedenspalast im Haag zum mindes-
ten überflüssig.“

Als der Deutsche Bundestag im April über den 
Etat der versprochenen 100 Milliarden Euro für 
die Bundeswehr diskutierte, äußerte sich Merz 
abfällig zu den Plänen: „Sie können von mir 
aus feministische Außenpolitik, feministische 
Entwicklungshilfepolitik machen, aber nicht mit 

diesem Etat für die Bundeswehr.“ Die Außenmi-
nisterin ließ das nicht so stehen und konterte: 
„Mir bricht es das Herz, und wissen Sie, warum? 
Weil ich vor einer Woche bei den Müttern von 
Srebrenica war und die mir beschrieben haben, 
wie die Spuren dieses Krieges in ihnen drin sind. 
Und diese Mütter haben gesagt, Frau Baerbock, 
damals wurde nicht gehandelt, Anfang der 90er-
Jahre, als sie, als ihre Töchter, als ihre Freundin-
nen vergewaltigt worden sind, Vergewaltigung 
als Kriegswaffe nicht anerkannt war, nicht vom 
Internationalen Strafgerichtshof verfolgt wurde. 
Und deshalb gehört zu einer Sicherheitspolitik 
des 21. Jahrhunderts auch eine feministische 
Sichtweise.“ 
Nur schade, dass es diesem 100-Milliarden- 
Euro-Programm an einer feministischen Aus-
richtung mangelt. Der ver.di-Vorsitzende Frank 
Werneke bedauerte, dass sich Ampelkoalition 
und Union auf einen sehr engen Sicherheitsbe-
griff verständigt haben, der vor allem auf Mate-
rial und Waffen fokussiere. Andere maßgebliche 
Aspekte wie die Verbesserung der Cybersicher-
heit, vor allem aber die Stärkung der Entwick-
lungszusammenarbeit blieben außen vor. 
Feministische Außenpolitik ist erst mal nur ein 
Begriff, der mit Leben gefüllt werden muss. Die 
Leitlinien der Bundesregierung dazu sollen im 
Frühjahr 2023 veröffentlicht werden. Bis jetzt 
merkt man es im Handeln der Außenministerin 
nicht.
Feministische Außenpolitik richtet sich an alle 
Teile der Gesellschaft. Dafür müssen die Spiel-
regeln geändert werden, die lange Zeit Männer 
bestimmt haben, nur so können strukturelle Un-
gerechtigkeiten abgebaut werden.

Bettina Messinger

Feministische Außenpolitik
Als 2014 die schwedische Außenministerin Wallström weltweit die erste feministische Außen-
politik ankündigte, wurden ihr Skepsis und sogar Spott entgegengebracht. Zwischenzeitlich 
haben sich Kanada (2017), Frankreich (2018), Luxemburg (2019), Mexiko (2020), Spanien (2021) 
und Libyen (2021) zu „feministischer Außenpolitik“ bekannt. 
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„Wann, wenn nicht jetzt, sollten wir Gräben 
überwinden, füreinander da sein und füreinan-
der einstehen? Wann, wenn nicht jetzt, wo wir 
nicht nur in einer Krise stecken, sondern gleich 
in mehreren? Wo viele Menschen Sorgen und 
Ängste haben, weil so vieles ungewiss ist. Ob 
das Einkommen noch fürs Auskommen reicht. 
Ob der russische Präsident Wladimir Putin den 
brutalen Krieg gegen die Ukraine eskaliert und 
ausweitet. Ob wir die Klimaerwärmung und das 
rasante Artensterben noch stoppen können. Die 
Aufgaben, vor denen die Menschheit derzeit 
steht, sind gewaltig. Deshalb muss sie jetzt an 
einem Strang ziehen, müssen wir zusammen-
stehen und uns solidarisch zeigen, vor allem mit 
all denjenigen, die jetzt auf Hilfe und Unterstüt-
zung angewiesen sind. Die Starken unter uns 
können und müssen jetzt mehr Lasten tragen 
als die Schwächeren“, so fasst der Aufruf „Für 
Solidarität und Zusammenhalt jetzt!“ von ver.di 
die derzeitige Lage zusammen.

Die aus den vielfältigen Krisen resultierenden 
Preissteigerungen treffen bereits jetzt die Arbeit-
nehmer*innen mit voller Wucht, und im Herbst 
2022 ist noch einmal ein Anziehen der Schraube 
zu erwarten. Die Inflation und die explodieren-
den Gas- und Stromkosten reißen ein großes 
Loch in den Geldbeutel. 

Die Bundesregierung hat mit Entlastungspake-
ten wie Strompreisdeckel oder Einmalzahlun-
gen reagiert. Dies hätte es ohne den Druck der 

Gewerkschaften nicht gegeben. Doch viele Hil-
fen greifen zu langsam oder sind unklar.
„Einmalzahlungen sind für die Arbeitnehmer*in-
nen keine langfristige Lösung“, darauf weist 
Luise Klemens, Landesbezirksleiterin von ver.di 
Bayern, hin. „Bei einer zurzeit 8- bis 10-prozen-
tigen Inflationsrate braucht es hohe prozentuale 
Lohn- und Gehaltssteigerungen.“ Die Tarifpolitik 
der Gewerkschaften könne aber nicht alleine die 
Preisexplosion ausgleichen. „Es muss schnell 
nachgebessert werden, damit die Entlastung 

auch bei den Menschen ankommt“, stellt Lui-
se Klemens fest. Es braucht zielgerichtete Ent-
lastungen für jene, die Unterstützung dringend 
benötigen: einen Mietenstopp, ein höheres Bür-
gergeld, eine 500-Euro-Brutto-Soforthilfe, eine 
bezahlbare Nachfolge für das 9-Euro-Ticket und 
einen Schutzschirm für die Daseinsvorsorge – 

von Stadtwerken und Schulen bis zu Kranken-
häusern und sozialen Einrichtungen.
Auch die Bayerische Staatsregierung ist gefor-
dert und muss die Entlastungen des Bundes 
mit eigenen Maßnahmen flankieren. Es braucht 
einen Härtefallfonds für all diejenigen, die ihre 
Rechnungen angesichts explodierender Preise 
nicht mehr bezahlen können.
Gerade in diesen Zeiten ist es wichtig klarzu-
machen, was die Menschen dringend brauchen. 
Dazu wurde ein breites zivilgesellschaftliches 
Bündnis geschmiedet. Wir dürfen den Rechten 
nicht den Platz überlassen. Deshalb gibt es für 
ver.di und verschiedene Sozialverbände nur 
eine Antwort: Solidarität!
„Wir überlassen in diesem Herbst nicht den Spal-
tern und Hetzern die Straße, sondern geben den 
vielen Menschen eine Stimme, die solidarisch 
die Krise stemmen wollen. Damit unsere Ge-
sellschaft nicht weiter auseinanderdriftet, muss 
die Ampel die Kosten der Krise endlich fair ver-
teilen. Wir wollen uns dafür stark machen, dass 
aus der Krise ein Aufbruch erwächst. Das heißt 
auch: Raus aus den fossilen Energien und rein 
in Erneuerbare und Energieeffizienz“, macht der 
Geschäftsführer von Campact klar.

Bettina Messinger

Gegen Spaltung und Hetze – ein breites zivil-
gesellschaftliches Bündnis! Und die sind alle 
dabei ...

Solidarisch durch die Krise
#MITGEWERKSCHAFTBESSER



Schlusspunkt!
„Viele kleine Leute, an vielen kleinen Orten, 
die viele kleine Dinge tun, können das 
Gesicht dieser Welt verändern.“ 

Sprichwort der Xhosa (Tansania, Südafrika, 
Botswana und Lesotho)

„Ich habe aber bisweilen den Eindruck, dass sich die 
meisten Politiker immer noch nicht darüber im Klaren 
sind, wie sehr sie bereits heute unter der Kontrolle der 
Finanzmärkte stehen und sogar von diesen beherrscht 
werden.“ 

Hans Tietmeyer (1931-2016)
deutscher Volkswirt, Präsident der  

Deutschen Bundesbank (1993-1999)


